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Überschrift, Sachverhalt 

Umbenennung der Agnes -Miegel -Straße 
 
 
 
Die Verwaltung geht davon aus, dass der Stadtbezirksrat gemäß dem vorliegenden Be-
schlussantrag zur Straßenumbenennung der Agnes-Miegel-Straße in Heinrich-Böll-Straße in 
dieser Sitzung nach § 93 (1) NKomVG abschließend über die Straßenumbenennung entschei-
den will.  
 
Bei beabsichtigten Straßen(um)benennungen auf dem Gebiet der Stadt Braunschweig wird 
normalerweise regelmäßig durch den zuständigen Stadtbezirksrat zunächst ein Vorbereitungs-
beschluss (Antrag, Anregung) gefasst. In Folge bereitet die Verwaltung ein entsprechendes 
Verfahren hinsichtlich seiner Umsetzbarkeit vor (ggf. Persönlichkeitsprüfung, Prüfung der Be-
nennungsgrundsätze, Einbeziehung des Heimatpflegers u.a.). Die Verwaltung empfiehlt daher 
auch hier ein entsprechendes Vorgehen, um eine formelle Anhörung der betroffenen Anlieger 
zu ermöglichen und die abschließende Beschlussvorlage vorzubereiten. 
 
Sofern der Stadtbezirksrat über den Beschlussantrag jedoch unverändert abstimmt und sein 
abschließendes Beschlussrecht somit vorzeitig wahrnehmen will, würde die Verwaltung den 
Beschluss öffentlich bekanntmachen und die betroffenen Lagebezeichnungen (Adressen) im 
nachgelagerten Verwaltungsverfahren ändern. 
 
Für eine ermessensfehlerfreie Entscheidung des zuständigen Stadtbezirksrates ist die Abwä-
gung aller öffentlichen und privaten Interessen erforderlich. Dazu gehören insbesondere die 
Beurteilung der namengebenden Persönlichkeit und der Aufwände für Adressänderungen und 
Anpassung öffentlicher Verzeichnisse. Hierzu liegen bereits umfangreiche Informationen vor. 
Als Grundlage für die Ermessensentscheidung wird hinsichtlich der Beurteilung der Persönlich-
keit Agnes Miegel noch einmal auf die gutachterliche Dokumentation von Prof. Biegel hingewie-
sen (Drucksache 11723/11 ). In der Anlage wird darüber hinaus ergänzend eine Zusammen-
stellung der bisherigen Diskussion in den politischen Gremien in den Jahren 2010 und 2011 
gegeben. 
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Hinsichtlich der in der Begründung zum Beschlussantrag seitens des Stadtbezirksrates ge-
wünschten Übernahme aller Folgekosten einer Straßenumbenennung durch die Stadt wird dar-
auf hingewiesen, dass die Stadt – wie bereits mehrfach ausgeführt – die Kosten für das Verfah-
ren (Ablauf, Verwaltungsverfahren, Änderung öffentlicher Register, Beschilderung) und für die 
Änderung von Personalausweis und Kfz-Papieren übernimmt. Darüber hinaus entstehende 
Kosten privater bzw. gewerblicher Anlieger sind gemäß aktueller Rechtsprechung grundsätzlich 
durch die betroffenen Anlieger selbst zu tragen.  
 
Bei der Entscheidung über die Umbenennung einer Straße steht der Gemeinde ein weites, auf 
dem Selbstverwaltungsrecht beruhendes Ermessen zu. Gegen die Umbenennung selbst und 
die nachgelagerte Adressänderung steht den betroffenen Anliegern die Möglichkeit der Klage 
offen. 
 
i.A. 
 
 
 
 
Hornung 
 





 Anlage 1 


Agnes-Miegel-Straße 


Genese des Verfahrens einer möglichen Umbenennung der Agnes-Miegel-Straße 
 
 
 
 
Ratssitzung am 21. September 2010 (Drucksache 1616/10) 


Der Rat hat den Antrag der BIBS-Fraktion zunächst an den Ausschuss für Kultur und 


Wissenschaft AfKW zur inhaltlichen Diskussion weiterverwiesen. Eine Mitteilung dazu wurde 


von der Verwaltung im AfKW eingebracht. 


 


 


Sitzung des AfKW am 5. November 2010 (Drucksache 11256/10) 


Der AfKW vertrat einstimmig die Auffassung, dass eine Würdigung der Person Agnes Miegel 


durch eine Straßenbenennung aufgrund ihrer Haltung zum Nationalsozialismus nicht 


angemessen ist. Gleichzeitig hat der AfKW beschlossen, die Angelegenheit vor einer 


erneuten Behandlung im Rat noch einmal an den Stadtbezirksrat zur Meinungsbildung zu 


überweisen, u.a. auch zur Erörterung von mit einer evtl. Umbenennung verbundenen 


Kosten/Gebühren. 


 


 


Sitzung des Stadtbezirksrates am 3. Februar 2011 (Drucksache 11449/11) 


Im Stadtbezirksrat wurde eine mögliche Umbenennung kontrovers diskutiert. Ein Beschluss 


wurde nicht gefasst. 


 


 


Mitteilung außerhalb von Sitzungen an den Rat und den Stadtbezirksrat durch das Dezernat 


für Kultur und Wissenschaft vom 21. Februar 2011 (Drucksache 11535/11): 


Zur Vorbereitung auf die Ratssitzung am 31. Mai 2011 wurde Herr Prof. Dr.h.c. Gerd Biegel 


gebeten, eine gutachterliche Dokumentation zur Straßenbenennung nach Agnes Miegel in 


Braunschweig zu erstellen. 


 


 


Mitteilung außerhalb von Sitzungen durch das Dezernat für Kultur und Wissenschaft vom 


20. Mai 2011 (Drucksache 11723/11). 


Die Mitteilung diente der Veröffentlichung des Gutachtens zur „Straßenbenennung nach 


Agnes Miegel in Braunschweig“ von Prof. Dr.h.c. Gerd Biegel. Die gutachterliche 


Dokumentation soll als Grundlage für die Entscheidungsfindung einer möglichen 


Umbenennung dienen. 







 Anlage 1 


Agnes-Miegel-Straße 


 


Ratssitzung am 31. Mai 2011 


Der Rat nahm folgenden Antrag der CDU-Fraktion (Drucksache 1860/11) an.  


„Die Entscheidung über eine mögliche Umbenennung der Agnes-Miegel-Straße erfolgt nach 


Inkrafttreten der neuen Kommunalverfassung am 1. November 2011 durch den 


Stadtbezirksrat 211 Stöckheim-Leiferde. Der Stadtbezirksrat wird gebeten, dabei das 


Ergebnis der gutachterlichen Dokumentation zur „Straßenbenennung nach Agnes-Miegel in 


Braunschweig“ des Instituts für Braunschweigische Regionalgeschichte an der TU 


Braunschweig bei seiner Entscheidung zu berücksichtigen.“ 


 


Der Antrag der BIBS-Fraktion (Drucksache 1764/11 - Grundsatzbeschluss: „Die Agnes-


Miegel-Straße wird umbenannt“) wurde ebenso abgelehnt wie der Antrag der Fraktion 


Bündnis 90/Die Grünen (Drucksache 1872/11 - Ergänzungsbeschluss zum Antrag der CDU-


Fraktion: „Der Rat schließt sich inhaltlich der im Ausschuss für Kultur und Wissenschaft am 


5. November 2010 einstimmig vertretenen Auffassung an, dass vor dem Hintergrund der 


Haltung Agnes Miegels zum Nationalsozialismus eine Würdigung dieser Person durch die 


Benennung einer Straße nicht angemessen ist.“). 


 





